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TOP 23:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
zur Einführung von Grundsätzen für die Kosten von Wasserdienst-
leistungen und Wassernutzungen sowie zur Änderung des Abwasser-
abgabengesetzes

Drucksache: 496/15

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Änderung des Wasserhaushaltsgeset-
zes und des Abwasserabgabengesetzes sollen in Artikel 1 die Begriffsdefinitio-
nen der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie zu Wasserdienstleistungen und 
Wassernutzungen sowie die Regelungen des Artikels 9 dieser Richtlinie zur 
Kostendeckung von Wasserdienstleistungen eins zu eins in nationales Recht 
umgesetzt werden.

Diese Regelungen sind zwar inhaltlich und in ihrer Zielrichtung bereits in 
deutsches Recht umgesetzt, aber bisher nicht in ihrem Wortlaut in Bundesrecht 
übernommen worden. Es handelt sich um Grundsatzregelungen, die keine be-
stimmten ökonomischen oder fiskalischen Elemente vorschreiben.

Mit der in Artikel 2 des Gesetzentwurfs vorgesehenen Änderung des Abwasser-
abgabengesetzes wird klargestellt, dass die bisherige Struktur der Abgabener-
hebung beibehalten wird. Folgen, die aus der Umsetzung der von der Kommis-
sion nach der Industrieemissionsrichtlinie 2010/75/EU beschlossenen Schluss-
folgerungen zu den besten verfügbaren Techniken in deutsches Recht entstehen 
können, sollen für die Erhebung der Abwasserabgabe ausgeschlossen werden.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit und der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfehlen 
dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen.
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Diese Vorschläge beziehen sich zum einen auf die Umsetzung des Artikels 9 
der Wasserrahmenrichtlinie, um sicherzustellen, dass angemessene Beiträge zur 
Deckung der Kosten von Wassernutzungen nicht nur erreicht werden können, 
wenn die Bewirtschaftungsziele gefährdet werden, sondern bestehende oder 
künftige weitergehende Kosten- und Entgeltregelungen weiterhin möglich sind.

Des Weiteren wird empfohlen, dass bestehende Kosten- und Entgeltregelungen 
der Länder im Bereich der Gewässerbewirtschaftung erhalten bleiben.

Schließlich soll der Bundesrat unter Bezug auf seine Stellungnahme zum Regie-
rungsentwurf zum Fracking vom Mai dieses Jahres klarstellen, dass eine 
Einschränkung des wasserrechtlichen Bersorgnisgrundsatzes im 
Zusammenhang mit Regelungen zum Fracking abgelehnt wird.

Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten und der Wirtschaftsausschuss
empfehlen dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu 
erheben.

Die Empfehlungen im Einzelnen sind aus Drucksache 496/1/15 ersichtlich.
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